
links liegen zu lassen), 
seien wir guter Hoff-
nung! Das bedeutet für 
mich: Mehr Himmel wa-
gen! 
 
Achten Sie gerade in 
der Adventszeit einmal 
darauf, ob Sie himmli-
sche Helfer   in Ihrem 
Leben spüren. Sie wer-
den erstaunt sein, dass 

es gar nicht so wenig 
Engel gibt! (Wenn Sie 
nicht unbedingt auf 
die Raffaelschen En-
gel fixiert sind!) Wa-
gen Sie also mehr 
Himmel! 
 

In diesem Sinne wün-
sche ich Ihnen, auch na-
mens des EAK Sachsen-
Anhalt, eine besinnliche 
Adventszeit, frohe 
Weihnachten und Got-
tes Segen für das neue 
Jahr 
 

Ihr 
Wolfgang Löw 

Mehr Himmel wagen! 
Nein, das waren die 
Worte der ersten deut-
schen Kanzlerin nicht. 
Aber - Sie brauchen nur 
mein letztes Editorial 
noch mal ansehen, bei 
dem ich mir gewünscht 
hatte, dass mehr Chris-
ten in den neu zu wäh-
lenden Bundestag ein-
ziehen werden – die 
Vereidigung der 
Kanzlerin und ihrer 
Ministerriege hat es 
offenbart: Nur in ei-
nem Fall wurde auf 
„… so wahr mit Gott 
helfe“ verzichtet. 
Auch an die Vereidi-
gung der letzten rot-
grünen Regierung kann 
ich mich erinnern, da 
war der Gottesbezug e-
her die Ausnahme, auch 
Schröder hatte es bei ei-
nem „Ich schwöre es“ 
belassen. 
 
Nun sind nach dem 
Schwören die Entschei-
dungen und es ist die 
Tat gefragt.  Daher will 
ich Sie bitten, denken 
Sie bitte in Ihren Gebe-
ten an die Last, die die 
neuen obersten Staats-
diener (wenn man Mi-
nister wörtlich nimmt) 
zu tragen haben und 
beziehen Sie diese in Ih-
re Fürbitten ein. 
Ob man Formeln wie „… 
so wahr mir Gott helfe“ 
als Äußerlichkeiten ab-
tun kann, will ich nicht 
diskutieren. Es ist zu-
mindest ein in heutiger 

Zeit wichtiges Bekennt-
nis und mein Konfirma-
tionsspruch, der mich 
durchs Leben begleitete 
"Wer mich bekennt vor 
den Menschen,  den will 
ich bekennen vor mei-
nem himmlischen Va-
ter"  Mt 10,32 war mir 
zwar in 30 Jahren DDR-
Zeit aus „Karriere-
gründen“ nicht förder-

lich, aber meinen Le-
bensweg hat das Be-
kenntnis eher gedient. 
 
Doch zurück zur Politik 
am Beginn einer neuen 
Kanzlerschaft und den 
Ausgangspositionen. Im 
September und Oktober 
war ich viel unterwegs 
dienstlich, privat bei 
Verwandten oder ganz 
einfach durch Urlaub. 
Dabei war ich, außer im 
Saarland, in allen Bun-
desländern. Und was 
ich gesehen habe, das 
war kein armes, gebeu-
teltes Land, sondern ei-
nes auf das der Ruf zu-
trifft: Deutschland kann 
mehr! Gehen wir in die-
sem Sinne in die Weih-
nachtstage und ins 
neue Jahr. Packen wir 
an, nehmen wir unseren 
Nachbarn, unseren 
Nächsten mit (statt ihn 

Liebe Freunde, 

Evangelischer Arbeitskreis der CDU Sachsen-Anhalt (Hrsg.) 
c/o CDU-Landtagsfraktion 
Domplatz 6-9,  Tel.: (0391) 5 602 000 
39104 Magdeburg Fax:  (0391) 5 666 830  

Rundbrief des EAK 
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Wann und wo uns Gott 
begegnet, weiß nie-
mand. Was wir wissen 
ist, dass die frohe Bot-
schaft von Gott uns 
wachsam macht gegen-
über dem, was in unse-
rer Welt geschieht. Unser 
Blick wird geschärft für 
den Unterschied von Gut 
und Böse. Wir wer-
den unzählige Miss-
stände um uns her-
um erkennen. Und 
wer genau hinsieht, 
wird auch an unserer 
Welt zu leiden ha-
ben. Denn es ist be-
drückend zu erleben, 
an wie viel Stellen 
der Wille Gottes noch 
nicht zum Zuge ge-
kommen ist. Wo man 
hinsieht, erlebt man 
so viel Entfremdung 
zwischen den Men-
schen, Lieblosigkeit 
und Boshaftigkeit, 
Gemeinheit und üble 
Nachrede, Depressio-
nen, seelische Not 
und sogar Selbst-
mord. Nichts scheint 
mehr Bestand zu ha-
ben in dieser Welt. 
Alles, was bisher gegol-
ten hat, scheint heute ü-
berholt. Alle Werte, die 
einst unser Leben be-
stimmt haben, zählen 
plötzlich nicht mehr. 
Man kann diese hekti-
sche komplizierte Welt 
nicht mehr verstehen. 
Diese Welt, in der alle 
Werte ununterbrochen 
umgewertet werden. Es 
ist nicht unproblema-
tisch, heute von der Zu-
kunft zu sprechen. Allzu 
düster scheint das, was 
da am Horizont er-
scheint. Allzu viel ver-
stellt uns den Blick in 
das Morgen. 
 
Aber wie bei einem Jah-
reswechsel, ist auch in 
unserem Leben nicht nur 
der Rückblick auf Ver-
gangenes und die Besin-
nung auf Gegenwärtiges 
wichtig, sondern auch 
der Ausblick auf Zukünf-

tiges. „Himmel und Erde 
werden vergehen“, sagt 
Jesus, „doch mein Wort 
wird nicht vergehen!“ Es 
gibt also doch etwas in 
dieser Welt, worauf wir 
uns verlassen können, 
auch in Zukunft. Gott 
steht zu seinen Men-
schen, seiner Schöp-

fung, er liebt und be-
wahrt sie. Wir können 
uns aus Gottes Wort 
heraus ernähren. Solan-
ge unsere Seele und 
Gottes Wort zusammen-
gebunden bleiben, kann 
unsere Seele nicht ster-
ben. 
 
Als engagierte evangeli-
sche Christdemokraten 
trifft Sie auch im neuen 
Jahr der sozial-
diakonische Auftrag Je-
su. Wir sollen verzeihen, 
wo andere aufrechnen. 
Wir sollen vermitteln, 
wo andere Fronten auf-
reißen. Wir sollen lie-
ben, wo andere verurtei-
len. Wir sollen Hoffnung 
in die Welt tragen, wo 
andere verzweifeln. Da-
zu brauchen wir den 
Heiligen Geist Gottes. 
Ihn zu erhalten, ist Se-
gen. 
 

Es ist eine uralte, 
menschliche Erfahrung, 
dass auch von Menschen 
Segen ausgehen kann. 
Durch Berührung oder 
durch Worte wird Kraft 
auf andere übertragen. 
Nach dem Verständnis 
der Bibel trägt der 
Mensch seit seiner Er-

schaffung durch 
Gott Segenskraft in 
sich, die er weiterge-
ben kann. 
 
Doch der Ursprung 
des Segens ist nach 
christlichem Ver-
ständnis der dreiei-
nige Gott. Von ihm 
geht die Kraft aus, 
die im Segen einem 
anderen Menschen 
zugesprochen wird. 
Der Segen sagt Got-
tes Begleitung zu: 
Gott behütet dich. Er 
geht mit dir und 
bleibt bei dir. Gott 
wendet sich dir zu, 
und du bist bei ihm 
angesehen. Der Se-
gen erinnert an Got-
tes Verlässlichkeit. 
Er verspricht Gottes 

Nähe auch in leidvollen 
Erfahrungen. Segen wirkt 
sich im Leben aus; er ist 
mit Händen zu greifen. 
Gott ist mächtiger als al-
le bösen Mächte oder 
Kräfte. Deshalb bitten 
wir an allen Wegkreuzun-
gen unserer Lebensge-
schichte um seinen Se-
gen und um seinen 
Schutz. Sein Segen will 
empfangen, gehört und 
geglaubt werden.  
 
Dass es Ihnen im neuen 
Jahr gelingt, die übertra-
genen Aufgaben zu er-
füllen und die selbst 
gesteckten Ziele zu errei-
chen, dazu wünsche ich 
Ihnen Gottes Segen! In 
diesem Sinne grüße ich 
Sie freundlich. 
 

Dr. Ekkehard  
Steinhäuser 

Pfarrer an der Stifts-
kirche zu Quedlinburg 

Andacht: Weg-Gedanken  
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"Jede Gesellschaft be-
kommt den Tod, den sie 
verdient", formuliert der 
französische Soziologe 
Louis-Vincent Thomas 
und rückt damit die so-
ziokulturelle Dimension 
des Sterbens ins Bewusst-
sein. In Deutschland ver-
lieren in jedem Jahr rund 
850.000 Menschen ihr 
Leben - und dennoch 
spielt das Sterben im ge-
sellschaftsethischen Dis-
kurs kaum eine Rolle.  
 
Wenn der gesellschaftli-
che Umgang mit dem 
Lebensende den Weg in 
die Medien findet, so ist 
zumeist dies konkreten 
Ereignissen geschuldet, 
wie zuletzt einer Zweig-
stellen-Gründung des 
Schweizer Vereins 
"Dignitas" in Hannover. 
Seit 1998 bereits steht 
die Organisation mit 
Hauptsitz in Forch bei 
Zürich ihren Mitgliedern 
für eine Jahresgebühr von 
ca. 38 Euro "für Sterbe-
vorbereitung, Sterbebe-
gleitung und Freitodhilfe 
zur Verfügung", so die 
offizielle Sprachregelung. 
Weil Beihilfe zum Suizid 
in der Schweiz nicht 
strafbar ist, konnte der 
Verein innerhalb von sie-
ben Jahren 453 Men-
schen, darunter rund 250 
Deutschen, beim Sterben 
"helfen". Von Hannover 
aus will Dignitas seine 
mittlerweile über 1.300 
deutschen Mitglieder offi-
ziell nur beraten -
weitergehende Hilfen 
verhindere die hierzulan-
de wesentlich restriktive-
re Gesetzgebung. Frühe-
re Äußerungen des Digni-
tas-Vorsitzenden Ludwig 
A. Minelli, der neben der 
schweizerischen auch die 
deutsche Sektion führt, 
deuten aber darauf hin, 
dass sich der Verein auch 
gegenüber dem Bundes-
gesetzgeber für die Lega-
lisierung aktiver Sterbe-
hilfe einsetzen will.  
 

Inwieweit sollen und wie 
weit dürfen Mediziner, 
Angehörige und Betroffe-
ne in Deutschland über 
Leben und Tod mit-
bestimmen? Die Schlag-
zeilen um Dignitas haben 
landauf, landab Befürwor-
ter und Gegner der akti-
ven Sterbehilfe auf den 
Plan gerufen. In Sachsen-
Anhalt sah insbesondere 
der FDP-Nachwuchs die 
Zeit "für eine offene und 
ehrliche Debatte über die 
aktive Sterbehilfe" und 
für Regelungen gekom-
men, "die Menschen ein 
Leben und Sterben in 
Würde ermöglicht". Der 
hier zitierte Landesvorsit-
zender der Jungen Libera-
len, Stefan Thurmann, 
deutete zugleich die 
Stoßrichtung des öffentli-
chen Nachdenkens über 
das Sterben an: für Tod-
kranke bzw. unter nicht 
therapierbaren Schmer-
zen Leidende müsse die 
ärztliche Sterbebeglei-
tung legalisiert werden.  
 
Kritische Stimmen kamen 
aus den Landtagsfraktio-
nen von CDU und SPD 
und aus der Ärzteschaft. 
Vertreter der evangeli-
schen Landeskirchen 
nutzten die zeitnah statt-
findende EKD-Synode in 
Trier, um über das The-
ma zu beraten. Der schei-
dende Ratsvorsitzende 
Manfred Kock mahnte, 
dass Sterbehilfe nur dort 
ethisch vertretbar sei, wo 
Ärzte bei Todkranken 
oder Sterbenden auf de-
ren ausdrücklichen Willen 
hin keine lebenserhalten-
den Maßnahmen ergrif-
fen. Keinesfalls dürfe 
eine Entwicklung zugelas-
sen werden, die alte Men-
schen vor dem Hinter-
grund hoher Behand-
lungs- und Pflegekosten 
unter einen latenten 
Rechtfertigungsdruck 
stelle.  
 
Kritiker der Vorstöße von 
Dignitas und Jungen Libe-

ralen befürchten einen 
ethischen Dammbruch, 
wenn der Bundesgesetz-
geber den Sterbehilfedis-
kurs aufgreift. Bezweifelt 
wird insbesondere, dass 
es gelingt, diejenigen 
Umstände eindeutig und 
allgemeingültig festzu-
schreiben, die eine Tö-
tungshandlung legitimie-
ren könnten. Die Gefahr 
der von Kock angedeute-
ten ökonomischen Zwän-
gen oder gesellschaftli-
chen Trends unterliegen-
den Eigendynamik er-
scheint allzu offensicht-
lich. Schon wird in der 
öffentlichen Debatte 
kaum mehr zwischen 
aktiver und indirekter 
Sterbehilfe unterschie-
den. Von letzterer spre-
chen Fachleute dann, 
wenn ein todkranker 
Mensch Schmerzmittel 
erhält, die das Leiden 
lindern, zugleich aber in 
einer möglichen oder 
unvermeidlichen Lebens-
verkürzung resultieren 
können. In diesem Punkt 
korrespondieren die viel-
fach beobachteten Ab-
grenzungsschwierigkeite
n zwischen aktiver und 
passiver Sterbehilfe mit 
den Erfahrungen der Pal-
liativmedizin: kontinuier-
lich gesteigerte Medika-
mentengaben können 
einerseits eine effektive 
Schmerztherapie darstel-
len. Andererseits sind sie 
auch geeignet, einen ge-
schwächten Körper zu 
töten.  
 
Inwieweit können, wie 
dürfen Mediziner mit die-
sem Potenzial umgehen? 
Sind Schmerztherapeuten 
nicht längst in der Lage, 
den Sterbeprozess ganz 
legal zu steuern? Defini-
torisch und praktisch 
eindeutiger abzugrenzen 
ist die passive Sterbehil-
fe, die darin besteht, auf 
Basis einer Patientenver-
fügung oder sonstigen 
freien, verantwortlichen 
Willensäußerung des Pati-

Der Tod bleibt unverfügbar — zur Sterbehilfe-Debatte  
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In Belgien und den 
Niederlanden ist 
die aktive Sterbe-
hilfe (Euthanasie) 
erlaubt. 



enten lebenserhaltende 
Maßnahmen zu unterlas-
sen. Dieser Weg ist durch 
die bundesdeutsche 
Rechtsprechung legiti-
miert und weithin unum-
stritten.  
 
Wer jedoch gegen das 
u.a. von Dignitas vertre-
tene Autonomiestreben 
am Lebensende argumen-
tiert, sieht sich mit einer 
weit verbreiteten Un-
kenntnis der Möglichkei-
ten sowohl moderner 
Schmerztherapie wie 
auch der Hospizarbeit, 
leider auch unter Medizi-
nern, konfrontiert. Einer 
Untersuchung der Deut-
schen Hospizstiftung 
zufolge können nur drei 
Prozent der Bevölkerung 
den Begriff "Palliativ-
medizin" deuten. So wird 
ist insbesondere nicht 
bekannt, dass diese me-
dizinische Fachrichtung 
neben der Schmerzbe-
handlung auch die seel-
sorgerische und psycho-
logische Betreuung 
Schwerstkranker ein-
schließt. In diesem prob-
lematischen gesellschaft-

lichen Befund bestätigt 
sehen dürfte sich auch 
der EAK-Bundesvor-
sitzende Thomas Rachel 
MdB, der Forderungen 
nach aktiver Sterbehilfe 
kürzlich als "Zeugnis der 
Hilflosigkeit" bezeichne-
te.  
 
Zu erwarten ist, dass ne-
ben einer verstärkten 
Aufklärungsarbeit auch 
der zu beobachtende 
Ausbau der Hospizdiens-
te in Deutschland eine 
neue Qualität in den ethi-
schen Diskurs über das 
Sterben hineinbringt. 
Dazu wird auch die Stel-
lungnahme zur Sterbebe-
gleitung beitragen, die 
der noch unter Rot-Grün 
berufene Nationale Ethik-
rat der Bundesregierung 
voraussichtlich zum Jah-
resende vorstellt. Ein ver-
gleichbares Papier hat 
unter anderem in Frank-
reich die öffentliche Be-
wusstseinsbildung zum 
Thema Sterbehilfe erheb-
lich vorangebracht. 
 
Dass der Sterbehilfe-
Diskurs parlamentari-

scher Gremien jedoch aus 
christlich-ethischer Sicht 
erheblichen Zündstoff 
birgt, machen Meldungen 
aus dem Europarat deut-
lich. Dort wurden von 
dem Schweizer Abgeord-
neten Dick Marty im ver-
gangenen Jahr Argumen-
te für eine europaweite 
Revision "überholter" Nor-
men auf Basis der Erfah-
rungen in Belgien und 
den Niederlanden (hier ist 
die aktive Sterbehilfe un-
ter bestimmten Voraus-
setzungen erlaubt) vorge-
tragen. Viele Christen in 
Deutschland dürften dies 
als verbalen Angriff auf 
das christliche Menschen-
bild verstanden haben.  
 
Es bleibt abzuwarten, ob 
sie die Vorgänge in Brüs-
sel und Hannover auch 
als Aufforderung verstan-
den haben, sich aktiv für 
die rechtliche und ethi-
sche Unverfügbarkeit des 
Todes einzusetzen.  
 

Jürgen Scharf MdL 

Der Tod bleibt unverfügbar… Fortsetzung von Seite 3 
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„Nur drei 
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Begriff 

‚Palliativ-

medizin‘ 

deuten.“ 

Was kennzeichnet den 
Islam? Ist eine islamische 
Gesellschaft als freiheitli-
che Demokratie möglich? 
Wie gefährlich (auch in 
Deutschland) sind isla-
mistische Gruppierun-
gen? Kann ein islami-
sches Land Mitglied der 
EU werden? Diese und 
weitere Fragen standen 
im Mittelpunkt der EAK-
Herbst-Tagung über den 
Islam, die an dem dies-
jährigen Reformationswo-
chenende im Bildungs-
zentrum Schloß Wendgrä-
be n  de r  K o n r a d -
Adenauer-Stiftung statt-
fand. Ein großer inhaltli-
cher Bogen wurde ge-
schlagen, von den histori-
schen Anfängen des Is-

lams im 7. Jh. bis hin zu 
aktuellen Fragen der Ge-
genwart!   
 
Die geschichtlichen An-
fänge des Islams sowie 
Grundlagen des islami-
schen Glaubens bildeten 
den Beginn des Seminars. 
Der Islamwissenschaftler 
und Islam-/Nah-Ost-
Experte der Konrad-
Adenauer-Stiftung, Dr. A. 
Jacobs, zeichnete detail-
liert den Lebensweg Mo-
hammeds nach und wie 
sich in den folgenden 
Jahrhunderten der Islam 
zur Weltreligion entwi-
ckelte. Etwa 570 n. Chr. 
in Mekka geboren, wuchs 
Mohammed zunächst in 
Not auf, bis er durch Hei-

rat wohlhabend und un-
abhängig wurde. Durch 
Meditationen erhielt er 
Offenbarungen, der Erz-
engel Gabriel galt ihm als 
Übermittler dieser Bot-
schaften. Die anfängliche 
Annahme Mohammeds, 
die Visionen seien christ-
lich-jüdischen Ursprungs, 
wurden jedoch schon 
bald aufgegeben.  
 
Erst sehr viel später nach 
Mohammeds Tod wurden 
diese Offenbarungen in 
dem Koran (arab., Le-
sung), der heiligen Schrift 
des Islam, zusammenge-
fasst. Der Koran besteht 
in seinem Aufbau aus 
114 Suren (arab., Zeile). 
Eine Ergänzung findet er 

Tagungsbericht: Islam in Geschichte und Gegenwart 
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in der Sunna (arab., Ge-
wohnheiten), die in Be-
richten (Hadithen) nach-
ahmenswerte Worte und 
Taten Mohammeds be-
schreibt. Die atemberau-
bende Ausbreitung des 
Islam wurde von Moham-
med selbst durch einen 
erfolgreichen Siegeszug 
durch Arabien begonnen.  
 
Nach dem Tode Moham-
meds führten Streitigkei-
ten innerhalb der neu 
entstandenen Religions-
gemeinschaft schon bald 
zu Spaltungen. Insbeson-
dere die Glaubensgrup-
pierungen der Sunniten 
und Schiiten sind heute 
von Bedeutung. Eine Ab-
grenzung beider Gruppie-
rungen ergibt sich z. B. 
über die Bestimmung des 
geistlichen Oberhauptes. 
Für die heute zahlenmä-
ßig größte Glaubensrich-
tung im Islam, die Sunni-
ten, gilt es, dass sie ihren 
Anführer, den Kalifen 
(arab., Stellvertreter, 
Nachfolger), aufgrund 
seiner weltlichen, admi-
nistrativen Fähigkeiten 
wählen. Die Schiiten 
(arab. schia, Partei) hin-
gegen erkennen allein 
Mohammeds Vetter und 
Schwiegersohn Ali und 
dessen Nachkommen als 
Oberhäupter und Träger 
des göttlichen Willens 
und als rechtmäßige Kali-
fen an. Der Kalif gilt als 
ein unfehlbares und voll-
kommenes geistliches 
und mit göttlicher Macht 
ausgestattetes Ober-
haupt. 
 
Auf dem Hintergrund 
dieser grundlegenden 
Informationen wurden im 
weiteren zahlreiche Ein-
zelthemen diskutiert. Aus 
der Fülle an verschiede-
nen Aspekten sei hier nur 
eine Fragestellung er-
wähnt: Die Frage nach 
dem Verhältnis zwischen 
Christen/Christentum 
und Muslimen/Islam. Auf-
gezeigt wurde in diesem 

Zusammenhang, dass 
nach dem Koran Christen 
zwar als Empfänger von 
Offenbarungsbüchern 
angesehen werden. Da 
sie jedoch den Islam 
nicht angenommen hät-
ten, seien sie nur ‚Teil-
Gläubige’, mit denen man 
folglich lediglich eine 
Teil-Solidarität üben kön-
ne. Theologisch verstehe 
sich der Islam als die 
endgültige Korrektur des-
sen, wie die monotheisti-
sche Urreligion durch die 
Juden und die Christen 
verfälscht worden sei. 
 
Insgesamt zeigte sich, 
dass der Islam mit seinen 
verschiedenen Richtun-
gen, Schulen und Kultur-
kreisen keine einheitliche 
Größe darstellt. ‚Der Is-
lam ist das, was man 
draus macht‘.  Dennoch 
ist allen Richtungen ein 
dreifacher Anspruch ge-
mein: Der Anspruch, die 
einzig wahre Religion zu 
se in  (Absoluthe i t s -
anspruch), der Anspruch, 
eine alles erfassende Le-
bensordnung zu errich-
ten und durchzusetzen 
(Totalitätsanspruch), und 
schließlich der Anspruch, 
sich für die Sache des 
Islams in der ganzen Welt 
e i n z u s e t z e n 
(Universalitätsanspruch). 
Im folgenden Abschnitt 
wurde die Fragestellung 
aufgegriffen: Wie gefähr-
lich sind islamistische 
Gruppierungen? Ausge-
führt wurde diese Thema-
tik durch den Innenminis-
ter des Landes Sachsen-
Anhalt, Klaus-Jürgen Jezi-
orsky. Verschiedene 
Gruppierungen, die inter-
national und/oder auch 
national in Deutschland 
agieren, wurden beschrie-
ben. Politische Weichen-
stellungen, die nach in-
nen und außen gerichtet 
sind, wurden aufgezeigt. 
Wichtig für die gegenwär-
tige offizielle deutsche 
Politik sei es, zwischen 
dem Islam als Religion 

u n d  d e r 
‚fundamentalistischen 
Ideologie’ zu differenzie-
ren. Nur durch diese kla-
re Unterscheidung sei es 
möglich, die Muslime in 
Deutschland von einem 
Generalverdacht funda-
mentalistischer Einstel-
lungen zu befreien, 
gleichzeitig den Islamis-
mus aber effektiv zu be-
kämpfen. Zur Frage eines 
möglichen Gefährdungs-
potentials in Deutschland 
wies der Innenminister 
darauf hin, dass den Si-
cherheitsbehörden für 
Deutschland keine Hin-
weise auf mögliche An-
schläge vorlägen. 
 
Kann die Türkei Mitglied 
der EU werden? Diese 
Frage stand als nächstes 
auf dem Programm … 
und sie wurde kontrovers 
diskutiert. 
 
Vorbereitet wurde diese 
Thematik zunächst durch 
einen Vortrag über die 
Situation von Christen in 
der Türkei von Dr. Wulf 
Schönbohm, ehemaliger 
Leiter der Außenstelle der 
Konrad-Adenauer-Stiftung 
in Ankara. Heute leben 
rund 150.000 Christen (= 
ca. 0,3% der Staatsbür-
ger) in der Türkei. Im 
Hinblick auf Verfassung 
und Gesetzgebung sei 
das Land zwar kein isla-
mistischer Staat, sondern 
vielmehr laizistisch, d. h. 
auf eine Trennung von 
Staat und Religion ausge-
richtet; dennoch gelten 
vielfach für Christen und 
Kirchen andere Regeln. 
So dürften Christen in der 
Türkei z. B. weder Lehrer 
noch Beamte werden. Ein 
Haupthindernis sei, dass 
die Kirchen keine Rechts-
subjekte darstellten. Mit-
hin könnten sie keine 
neuen Kirchen bauen, 
dürften keine Kauf- oder 
Mietverträge abschließen 
etc. Höchst problema-
tisch sei auch das seit 
1971 bestehende Verbot, 
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„Der Kalif gilt 

als ein 

unfehlbares und 

vollkommenes 

geistliches und 

mit göttlicher 

Macht 

ausgestattetes 

Oberhaupt.“ 

Der Islamist und 
selbsternannte 
„Kalif von Köln“, 
Metin Kaplan, wur-
de im Jahr 2004 
aus Deutschland 
ausgewiesen. 



eigenen theologischen 
Nachwuchs auszubilden. 
Trotz nach wie vor zahl-
reicher Probleme hätten 
sich in der Türkei in den 
letzten Jahren aber zahl-
reiche positive Verände-
rungen eingestellt, so 
dass die Einschätzung 
gerechtfertigt sei, dass 
sich das Land auf einem 
guten Wege befinde. 
 
Fortgeführt wurde das 
Thema von Staatssekretär 
Dr. Christoph Bergner 
MdB, der sich der Frage 
nach einer Bewertung 
eines EU-Beitritts durch 
die Türkei widmete. In 
einer sehr ausführlichen 
Analyse erläuterte Herr 
Dr. Bergner kulturelle, 
geschichtliche, soziale 
Unterschiede zwischen 
der Türkei und der EU 
und leitete daraus seine 
Position ab, dass eine EU-
Vollmitgliedschaft der 
Türkei eher skeptisch zu 
beurteilen sei. Nach geo-
graphischer Ausdehnung, 
Bevölkerungszahl, natio-
naler und kultureller I-
dentität, ökonomischer 
und politischer Struktur 
sei die Türkei mit den 
bisherigen Beitrittslän-
dern nicht zu verglei-
chen. Problematisch sei 
zudem, dass sie Integrati-
onsfähigkeit der EU poli-
tisch, wirtschaftlich und 
sozial überfordert und 
der Integrationsprozess 

gefährdet würde. Die 
geostrategische Bedeu-
tung der Türkei sei zwar 
nach dem 11. September 
2001 ohne Zweifel ge-
wachsen. Dies aber kön-
ne seiner Meinung nach 
keine Rechtfertigung für 
einen EU-Beitritt bedeu-
ten. 
 
Eine ganz besondere An-
sprache und Betroffenheit 
vermittelte schließlich der 
Prediger einer christlich-
arabischen Gemeinde in 
Hof, Minas Voigt. Über-
strahlt wurde sein Vor-
trag von den eindrückli-
chen Schilderungen sei-
nes persönlichen Lebens-
weges. In Ägypten gebo-
ren und aufgewachsen in 
einer muslimischen Fami-
lie und Gesellschaft, kam 
Herr Voigt zum christli-
chen Glauben. Als Kon-
vertit musste Voigt in der 
islamischen Gesellschaft, 
die den Abfall vom Islam 
als eines der schlimms-
ten Verbrechen im Islam 
bewertet, durch einen 
schweren Leidensweg 
gehen. Seine Familie 
wandte sich von ihm ab, 
er wurde inhaftiert, gefol-
tert, wie durch ein Wun-
der gelang ihm schließ-
lich die Flucht nach 
Deutschland. Nach einem 
absolvierten Theologi-
schen Seminar Tabor in 
Marburg steht Voigt heu-
te als Prediger im Dienst 

einer arabisch evangeli-
schen Gemeinde in Hof. 
Gegenüber dem christ-
lich-islamischen Dialog ist 
Voigt äußerst skeptisch 
eingestellt. Hilfen und 
Seelsorge für und an 
Muslimen im täglichen 
Leben hingegen sind ihm 
eine Selbstverständlich-
keit und Auftrag der 
christlichen Nächstenlie-
be. 
 
Es war ein spannendes 
Wochenende! Die Vorträ-
ge, Diskussionen, Gesprä-
che, Begegnungen, geist-
liche Impulse öffneten an 
dem diesjährigen Refor-
mationswochenende ein 
tieferes Verständnis und 
einen neuen und weiten 
Blick auf die Weltreligion 
des Islam und vermittel-
ten einen Eindruck von 
der herausfordernden 
Bedeutung dieser Religi-
on in unserer Zeit. 
 

Dr. Silke Bremer 
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„Die christli-

chen Kirchen 

stellen in der 

Türkei keine 

Rechtssubjekte 

dar.“ 

Familienpolitik mit dem ‚C‘ - das neue Familienfördergesetz 

Die Entscheidung eines 
jungen Paares für oder 
gegen Kinder bleibt von 
persönlichen Motiven 
bestimmt. Es gehört da-
her zu den Grundüber-
zeugungen der CDU, 
dass die derzeitige Ge-
burtenkrise nur durch 
einen gesellschaftlichen 
Bewusstseinswandel ü-
berwunden werden kann. 
Mit dem bundesweit ers-
ten Familienfördergesetz 

und weiteren familienpo-
litischen Maßnahmen will 
die CDU/FDP-Koalition 
diesen Bewusstseinswan-
del in Sachsen-Anhalt 
initiieren.  
 
Das am 10. November 
2005 verabschiedete Ge-
setz nimmt die lebens-
weltlichen Rahmenbedin-
gungen in den Blick, die 
die Familiengründung 
bzw. den familiären All-

tag objektiv behindern. 
Vieles ist nur über bun-
desgesetzliche Regelun-
gen wirksam zu verän-
dern, so etwa die mate-
rielle Berücksichtigung 
bzw. Entlohnung der Fa-
milienarbeit. Ein Blick auf 
die Kernpunkte des Fami-
lienfördergesetzes macht 
jedoch deutlich, dass 
auch ein finanzschwa-
ches Bundesland wie 
Sachsen-Anhalt neue fa-

Auf der Internetpräsenz 
d e s  E v a n g e l i s c h -
Lutherischen Dekanats 
Hof können Sie sich über 
die Arbeit von Minas 
Voigt informieren.  
 
ht tp : / /www.dekanat -
h o f . d e / d o w n l o a d /
dienstanausl.pdf 

Die Perspektiven 
eines islamisch-
christlichen Dia-
logs sind  
umstritten.  
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Die Forderung der evan-
gelischen und katholi-
schen Kirche für die Ein-
führung des Religionsun-
terrichtes als verbindli-
ches Schulfach an Berlins 
Schulen wird von der Ber-
liner CDU-Fraktion und 
vom Evangelischen Ar-
beitskreis der CDU/CSU 
im Landesverband Berlin-
Brandenburg ausdrück-
lich unterstützt. Nach An-
gaben des Statistischen 
Landesamtes Berlin be-
suchten im Schuljahr 
2004/2005 von mehr als 
340.000 Schülern an den 
allgemein bildenden 
Schulen mehr  a ls 
114.000 Schüler den frei-
willigen Religionsunter-
richt. Das sind mehr als 
ein Drittel aller Berliner 
Schüler. 
 
Doch obwohl die Ten-
denz steigt, ersetzt der 
rot-rote Senat den regulä-
ren Religionsunterricht 
durch ein Werte vermit-
telndes Pflichtfach ohne 
Abwahlmöglichkeit. Dies 
empfinden wir als reine I-
deologie des rot-roten Se-
nats und einen Eingriff in 
die Religionsfreiheit. Au-
ßerdem ist der vom SPD-

Schulsenator Böger vor-
gelegte Rahmenlehrplan 
eines verpflichtenden E-
thik-Unterrichts ab der 7. 
Klasse eine Mogelpa-
ckung: Denn wo Ethik 
draufsteht, ist in Wirklich-
k e i t  n u r  L E R 
(Fächerkombination Le-
bensgestaltung/Ethik/ 

Religionskunde) à la 
Brandenburg drin. 
 
Bögers Fach Ethik kann 
die jungen Menschen 
nicht auf das Leben vor-
bereiten. Denn es reicht 
nicht, nur über Identität, 
Freundschaft und Glück 
zu philosophieren. Wir 
brauchen eine Wertever-
mittlung und wollen Ü-
berzeugungen fördern. 
Inakzeptabel ist auch, 
dass die Einführung des 

Faches Ethik auf Kosten 
des Fächerkomplexes Ge-
schichte/Sozialkunde/
Erdkunde gehen soll: Wir 
brauchen gerade in Berlin 
ein ausgeprägtes Ver-
ständnis für Geschichte – 
vor allem für die neuere 
Geschichte. Und hinsicht-
lich der Sozialkunde 
muss uns bewusst sein, 
dass in allen Schulen eine 
immer intensivere Aus-
richtung auf Wirtschafts-
themen und die Arbeits-
welt insgesamt stattfin-
det. Ganz zu schweigen, 
dass das Fach Sozialkun-
de auch die Grundlagen 
zum Verständnis von Ge-
sellschaft, Staat und 
Grundgesetz liefert. 
 
Die Einladung zum Dialog 
an die Kirchen nutzt Bö-
ger als Alibi. Er lädt die 
Kirchen zwar ein, mit den 
Schulen zusammen zu ar-
beiten. Das Angebot ei-
nes Wahlpflichtfaches Re-
l igion oder Ethik/
Philosophie meidet er je-
doch wie der Teufel das 
Weihwasser.  
 

Auszug abgedruckt aus:  
CDU-Fraktion im Berliner Abge-

ordnetenhaus „Parlament im 
Blick“, Ausgabe 11/05  

Die Autoren dieses Beitrags: 
Kathrin Schultze-Berndt MdA 
Gregor Hoffmann MdA 
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milienpolitische Akzente 
setzen kann: 
 
Familienfreundlichkeits-
prüfung: Familienfreund-
lichkeit soll in Wirtschaft 
und öffentlichen Verwal-
tungen zur Selbstver-
ständlichkeit werden. Die 
Landesverwaltung geht 
mit gutem Beispiel voran, 
in dem sie neue Rechts- 
und Verwaltungsvor-
schriften auf ihre Famili-
enfreundlichkeit prüft. 
Als zusätzlicher Impuls 
für privatwirtschaftlich 
organisierte Unterneh-
men wird das Landesmo-
dellprojekt "Audit Beruf & 
Familie" fortgeführt.  

Kommunale Familienför-
derung: Kommunen kön-
nen durch den Verzicht 
des Landes auf Rückfor-
derungen nach dem Un-
terhaltsvorschussgesetz 
eigene Familienprojekte 
finanzieren. 
 
Familienpass: Der Famili-
enpass bündelt Vergüns-
tigungen für Familien, 
etwa beim Einkauf in 
Partnergeschäften oder in 
öffentlichen Einrichtun-
gen sowie die Angebote 
eingebundener Familien-
organisationen zur Fami-
l ienbi ldung und -
erholung. 
 

Wohneigentumsförde-
rung: Wohneigentum als 
"Bleibefaktor" für abwan-
derungsbereite Familien 
soll durch Vergünstigun-
gen beim Erwerb kommu-
naler Grundstücke geför-
dert werden. Darüber 
hinaus legt das Land ein 
Wohnbauförderungspro-
gramm auf. 
 
Informationsangebote: 
Angebote zur Familien-
förderung sollen transpa-
renter dargestellt und 
intensiver beworben wer-
den. 
 

Jürgen Scharf MdL 

Berlin: CDU-Fraktion für gleichberechtigten Religionsunterricht 

„Es reicht 

nicht, nur über 

Identität, 

Freundschaft 

und Glück zu 

philosophie-

ren.“ 

Sachsen-Anhalt hat 
als erstes Bundes-
land ein eigenes 
Familienförderge-
setz verabschie-
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„Nicht immer 

bleibt die 

Feststellung 

unwidersprochen, 

es habe sich bei 

der DDR um eine 

Diktatur 

gehandelt.“ 

Wenn ein Landtagsabge-
ordneter sein Mandat ge-
gen eine Führungsaufga-
be im Landesdienst ein-
tauscht, liegt die Frage 
nach den Veränderungen 
nahe, die die neue Aufga-
be mit sich bringt. Ger-
hard Ruden verweist in 
seiner Antwort auf die 
vielen, ständig wechseln-
den Zusammenhänge, die 
im Magdeburger Landes-
parlament bearbeitet wer-
den. Die habe er als Sta-
S i - U n t e r l a g e n -
beauftragter gegen eine 
"Verantwortung mit Dau-
erbezug auf die zweite 
deutsche Diktatur“ einge-
tauscht. Man merkt ihm 
an, dass er sich mit der 
neu gewonnenen Konti-
nuität und Planbarkeit im 
Arbeitsalltag schnell an-
gefreundet hat.  
 
Als ehemaliger Bürger-
rechtler sieht er seine 
Wahl aber vor allem als 
"Rückkehr zu den eige-
nen Wurzeln". Verbliebe-
ne Kontakte zu Mitstrei-
tern in der DDR-
Bürgerrechtsbewegung 
haben dem gebürtigen 
Sachsen-Anhalter, der die 
Wende aktiv mitgestaltet 
hat, die Einarbeitung er-
leichtert. Ebenso auch die 
Vertrautheit mit den vie-
len unterschiedlichen Er-
scheinungsformen des 
a l l t ä g l i c h e n  D D R -
Unrechts, dessen wissen-
schaftliche, historische 
Aufarbeitung er heute 
mit Landesmitteln unter-
stützt.  
 
Im Gegensatz dazu falle 
die innergesellschaftliche 
Verständigung über das 
Wesen der DDR 15 Jahre 
nach der Wende äußerst 
schwer. Nicht immer blei-
be beispielsweise in einer 
öffentlichen Veranstal-
tung die Feststellung un-
widersprochen, es habe 
sich bei der DDR um eine 
Diktatur gehandelt. Da 
müsse er oftmals "ein 
paar Zwischenschritte 

einlegen", um nicht spon-
tane Abwehrreaktionen 
hervorzurufen, so Ruden. 
"Man muss diejenigen, 
die man ansprechen 
möchte, durch eigene An-
passungserfahrungen an 
die Diktatur aufschlie-
ßen“, beschreibt er eines 
der Rezepte, das die in-
tensivere Auseinanderset-
zung gerade der Älteren 
mit dem Thema über-
haupt erst ermöglicht. 
Gerne stellt der er seinem 
Publikum zum Beispiel 
Fragen wie: "Warum hat-
ten sie nie das Bedürfnis, 
in einer Volksvertretung 
mitzuarbeiten?". Wenn 
ihm dann entgegnet wird, 
man hätte schon gewollt, 
wenn nur das System den 
nötigen Freiraum eröffnet 
hätte, ist das Eis gebro-
chen.  
 
Ruden lenkt seine Ge-
spräche gerne auf die 
vielfältigen Formen des 
subtilen Widerstandes ge-
gen das SED-Regime. Be-
sonders weist er dann auf 
die vielfältigen Basisgrup-
pen im Schutz der evan-
gelischen Kirche hin, die 
schließlich zu einer e-
manzipatorischen Bürger-

bewegung anwuchsen. 
"Viele haben die subtile 
Unterdrückung gar nicht 
als solche wahrgenom-
men, weil sie es so sehr 
gewohnt waren, sich an-
zupassen", verweist Ru-
den auf ein Phänomen, 
das über die elterliche Er-
ziehung auf die Nachwen-
degeneration ausstrahlt. 
In jeder etwas größeren 
ostdeutschen Stadt kann 
man heute auf "Ostalgie-
Parties" die eigene Ju-
gend oder Kindheit in der 
DDR für ein paar Stunden 
auferstehen lassen. Den 
Partygängern ist sie oft 
nur als eine unbeschwer-
te und behütete Zeit in 
Erinnerung.  
 
Ruden kann demgegen-
über Kinoerfolgen wie 
"Good Bye Lenin" oder 
"NVA" einiges abgewin-
nen. Wichtig ist ihm, dass 
die Filmemacher Aufklä-
rungsarbeit über die viel-
fältigen Formen der DDR-
Diktatur leisten - wenn 
dabei auch aufklärender 
und unterhaltender An-
spruch eine sehr enge Li-
aison eingehen. Das ist 
es letztlich, was die Kino-
Komödien für ein Publi-
kum attraktiv macht, das 
die DDR nur aus Erzäh-
lungen und dem Schulun-
terricht kennt. 
 
Kein Verständnis zeigt 
der StaSi-Unterlagen-
beauftragte für den ver-
harmlosenden Umgang 
mit Symbolen der ehema-
ligen DDR. Staatliche Or-
den- und Ehrenzeichen 
im öffentlichen Raum, 
SED– oder FDJ-Aufnäher 
auf T-Shirts oder Jacken 
sind ihm ein Dorn im Au-
ge: "Das sind Diktatur-
symbole, die mit Men-
schenrechtsverletzungen 
jedweder Art verbunden 
sind - eigentlich sollten 
sie verboten werden", er-
kennt Ruden Parallelen 
zu verfassungsfeindli-
chen Kennzeichen der 
NS-Diktatur. 

Im Gespräch mit Gerhard Ruden  

Im Mai wurde der 59-
jährige Magdeburger 
Gerhard Ruden zum Lan-
desbeauftragten für die 
Unterlagen des Staatssi-
cherheitsdienstes der e-
hemaligen DDR gewählt. 
Mit seiner Wahl durch 
den Magdeburger Land-
tag, dem er seit 2002 an-
gehörte, musste Ruden 
sein Abgeordnetenman-
dat aufgeben. Wenige 
Wochen später trat er die 
Nachfolge der langjähri-
gen Landesbeauftragten 
Edda Ahrberg an.  
Gerhard Ruden engagier-
te sich von 1979 bis zur 
Vollendung der friedli-
chen Revolution im Jahr 
1990 in der kirchlichen 
Bürgerrechtsbewegung 
der DDR. 

Gerhard Ruden ist 
der Landesbeauf-
tragter für die 
Unterlagen des 
Staatssicherheits-
dienstes der ehe-
maligen DDR 



Wie bewertet Ruden die 
Rolle der Kirchen? Unter-
stützen sie ihn in seiner 
Arbeit? Der Landesbeauf-
tragte nickt. Schon kurz 
nach seinem Amtsantritt 
ist er auf die evangeli-
schen Landeskirchen und 
das Bistum Magdeburg 
zugegangen und hat mit 
Bischof Feige und Kir-
chenpräsident Klassohn 
Kontakt aufgenommen. 
Kirchliche Bildungsein-
richtungen helfen, das 
Bewusstsein für das Leid 
der Diktaturen des 20. 
Jahrhunderts zu schär-
fen. Diese wichtige Ar-
beit soll auch in Zukunft 
nicht allein den politi-
schen Bildungseinrich-
tungen überlassen wer-
den.  
 
Gerhard Ruden verweist 
in diesem Zusammen-
hang auf seine Erfahrun-
gen aus der kirchlichen 
Bürgerrechtsbewegung. 
Dort habe man ihn und 
seine Mitstreiter im poli-

tischen Widerstand im-
mer wieder auf die christ-
liche Glaubensüberzeu-
gung „eingenordet“. „Es 
waren die einleitenden 
Worte Pfarrer Bohleys ü-
ber Gott und sein Han-
deln in der Geschichte, 
die uns vor jeder Sitzung 
des Friedenarbeitskreises 
der evangelischen Mar-
tinsgemeinde das Rüst-
zeug und den Mut für 
unsere Bürgerrechtsar-
beit verliehen“, sagt Ru-
den. Aus dem Glauben 
konnte er neuen Kraft 
schöpfen. Und mehr und 
mehr wurde der christli-
che Glaube als Grundlage 
des eigenen Handelns 
zum „Schutzschild in der 
Diktatur“ - das mussten 
am Ende auch die Macht-
haber anerkennen.  
 
Im politischen System 
der Bundesrepublik 
Deutschland sei für das 
politische Engagement 
zwar kein Mut aber doch 
eine klare Wertorientie-

rung erforderlich. Werte 
zu vermitteln und zu fes-
tigen - darin sieht Ruden 
eine Aufgabe der Kirchen 
heute. Er wünscht sich, 
dass die Kirchen Erfah-
rungen aus der friedli-
chen Revolution auf die 
Bedürfnisse unserer Zeit 
übersetzen. Und das 
heißt auch heute: Auffor-
derung zur Zivilcourage 
auf der Grundlage der 
christlichen Botschaft. Es 
gilt, die vielen Möglich-
keiten einer pluralisti-
schen Demokratie zu 
nutzen, um sich mit den 
eigenen Kräften einzu-
bringen.  
 
Für Ruden persönlich ist 
die Kirche ohnehin 
geblieben, was sie schon 
immer war: eine Quelle 
für den Glauben und eine 
Lebensgrundlage, in der 
der Glaube seinen Maß-
stab findet. 
 

Jens Michalke 
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Bericht vom ersten Reformationsvortrag des EAK Halle 
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Am 27.10. fand in die-
sem Jahr der erste Refor-
mationsvortrag des Evan-
gelischen Arbeitskreises 
in Halle statt. Der Sinn 
dieser jährlichen Vor-
tragsreihe soll es sein, 
für alle interessierten 
Christen und die Mitglie-
der der CDU das Verhält-
nis zwischen christlichem 
Glauben auf der einen 
und der politischen Exis-
tenz auf der anderen Sei-
te zu klären. Dazu will 
der Reformationsvortrag 
allerdings keine vorgefer-
tigten Antworten im Sin-
ne von Schwarz-Weiß-
Malerei präsentieren. 
Vielmehr geht es darum, 
Beispiele aufzuzeigen, 
wie christliche Verant-
wortung wahrgenommen 
werden kann und Vorbil-
der vorzustellen, Men-
schen, die ihren christli-

chen Glauben in politi-
scher, wirtschaftlicher 
und gesellschaftlicher 
Verantwortung vorbild-
haft leben. Dementspre-
chend stand unser erster 
Vortrag unter dem Motto, 
das unser Grundgesetz 
und auch die Verfassung 
des Landes Sachsen-
Anhalts vorgibt: Die Ver-
antwortung vor Gott und 
den Menschen. Im Be-
wusstsein dieser Verant-
wortung hat sich das 
Volk seine Lebensord-
nung gegeben – hier wol-
len wir anknüpfen. 
Um nicht einen der par-
teiüblichen Veranstal-
tungsorte zu wählen, 
fand unser Reformations-
vortrag im Saal des 
CVJM-Familienzentrums 
in Halle statt, und da Ver-
antwortung vor Gott und 
den Menschen auch lokal 

gelebt werden muss, ga-
ben wir unseren Gastge-
bern zunächst auch die 
Möglichkeit, ihr Engage-
ment für Hallenser Fami-
lien bekannt zu machen, 
was großen Anklang 
fand. 
Der Hauptteil wurde 
dann von Herrn Marco 
Tullner MdL eröffnet, der 
berichtete, was die Ver-
antwortung vor Gott und 
den Menschen für ihn be-
deutet, welchen Wert der 
evangelische Glaube ge-
rade in den Wendejahren 
für ihn bedeutete und 
den EAK ermunterte wei-
ter für Halle am Ball zu 
bleiben. 
Der Hauptreferent war 
dann der langjährige ba-
den-württembergische 
Landtagsabgeordnete Ru-
dolf Decker, der sich seit 
Jahrzehnten darum be-
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müht, Christen in politi-
scher Verantwortung mit-
einander zu verbinden. 
Über viele Jahre hat Herr 
Decker das Gebetsfrüh-
stück im Deutschen Bun-
destag begleitet. Aus den 
verschiedenen damit ver-
bundenen Initiativen er-
wuchs u.a. die jährlich 
stattfindende Internatio-
nale Berliner Begegnung 
und eine enorme Reisetä-
tigkeit, durch die v.a. in 
Afrika Freundschaften 
und Kontakte gepflegt 
werden. Dabei ist es ihm 
schon häufig gelungen, 
vermittelnd auf lokale 
Konflikte einzuwirken. So 
wird aus dem christli-
chen Gebet für den Frie-
den auch immer wieder 
ein praktischer Anstoß 
vor Ort. 
In diesen reichen Erfah-
rungsschatz hat uns Herr 
Decker Einblick gegeben. 
Auf einen geschichtli-
chen Überblick über die 
Entstehung und den 
Rang des Gottesbezuges, 
zeichnete er ein düsteres 
Bild von Gesellschaften, 
die sich von Gott abwen-
den. Gerade auf seinen 
Reisen nach Russland ha-
be er ein geistliches Va-
kuum erlebt, das die rus-
sische Gesellschaft läh-
me, und auch in den USA 
sehe er einen scheinbar 
aufgeklärten Liberalis-
mus auf dem Vormarsch. 
Die Formel von der Ver-
antwortung vor Gott und 
den Menschen interpre-
tierte Herr Decker dabei 
als säkularisierte Form 
des Liebesgebots aus 
dem Neuen Testament. 
Das Doppelgebot der Lie-
be steht hinter der Ver-
antwortung vor Gott und 
der Verantwortung vor 
dem Menschen. Über-
haupt sei der Bezug auf 
Jesus ein entscheidender 
Integrationsfaktor, gera-
de im Gespräch mit Men-
schen anderer Religionen 
und politischer Auffas-
sungen. Aber: der Bezug 

auf Jesus, nicht der Be-
zug auf Christus, was be-
reits ein geistliches Prädi-
kat für Jesus sei. In der 
Verkündigung Jesu und 
im Liebesgebot sei aber 
die Grundlage für Tole-
ranz und Verständigung 
enthalten. Zahlreiche Bei-
spiele aus seiner politi-
schen Tätigkeit unter-
mauerten diese Ansicht. 
Ob es sich um ehemalige 
innerparteiliche Gegner, 
die Begegnung mit dem 
Wähler oder um Verhand-
lungen mit hochrangigen 
Politikern anderer Natio-
nen drehte: Im Liebesge-
bot habe er den Anknüp-
fungspunkt gefunden. 
Wobei es dann auch dar-
um ging, das Gebot der 
Nächstenliebe konkret zu 
befolgen. Seine Erfah-
rung war die, dass die 
Befolgung des Liebesge-
botes nicht nur den Um-
gang von Politikern un-
tereinander verbessern 
kann, sondern dass auch 
das Volk merke, ob es 
geliebt oder nur als 
Stimmvieh betrachtet 
werde. Aus seiner 24jäh-
rigen Abgeordnetenlauf-
bahn zog er das Fazit, 
dass es durchaus Erfolg 
bringt, sich an Gottes 
Wort zu orientieren und 
sich auf Gottes Wort zu 
verlassen. 
Die Kirchen forderte Herr 
Decker auf, dass Wort 
Gottes nicht anzutasten 
und sich auf Kompro-
misslinien einzulassen. 
Stattdessen sollten sie 
beginnen, konkret auch 
für Politiker da zu sein, 
und christliche Politiker 
bewusst auch seelsorger-
lich und im Gebet zu un-
terstützen. Politische 
Ämter reiben immer wie-
der auf und bergen be-
sondere Gefahren gerade 
für die Familien der Poli-
tiker. Hier sollen die 
christlichen Gemeinden 
ihre Politiker nicht allein 
lassen. 
Den EAK forderte Herr 

Decker auf, in der CDU 
ein Wächteramt zu über-
nehmen und auch auf 
unbequemen Positionen 
zu beharren, wenn das 
Wort Gottes eindeutig 
sei. Zwar gebe es immer 
den Widerspruch zwi-
schen Gewissensüber-
zeugungen, und den Ent-
scheidungen die realpoli-
tisch getroffen werden 
müssen. Das solle jedoch 
kein Grund sein, nicht 
die Stimme zu erheben, 
wenn es um die Aufwei-
chung des christlichen 
Famil ienbi ldes,  die 
Gleichstellung homose-
xueller Partnerschaften 
oder die Abtreibung ge-
he. 
In der durchaus kontro-
versen Aussprache stellte 
sich Herr Decker den Fra-
gen der Besucher. Dabei 
wurde immer wieder die 
Befürchtung ausgespro-
chen, als kleine Gruppe 
könnten die evangeli-
schen Christen in Stadt 
und Politik doch wenig 
bewirken. Dem wider-
sprach jedoch Herr De-
cker in seinem Schluss-
wort, das uns als Hallen-
sern, den Bewohnern der 
Salzstadt, nahe ging und 
uns Mut machte uns wei-
ter zu engagieren. Jesus 
beauftragte seine Jünger: 
Ihr seid das Salz der Er-
de. Damit Salz wirkt und 
die Suppe verbessert, 
braucht es meistens aber 
nicht besonders viel: Das 
Salz muss nicht in der 
Mehrheit sein. 
Sehr zu danken haben 
wir auch der Firma Plan-
s e c u r - V e r m ö g e n s -
beratung, die unseren 
Vortrag mit einer großen 
Spende unterstützt hat. 
So hoffen wir nach die-
sem Anfang, dass sich 
der Reformationsvortrag 
in Halle etabliert und wir 
im nächsten Jahr wieder 
eine interessante Persön-
lichkeit vorstellen kön-
nen. 
 

Gregor Heidbrink 

Bericht vom ersten Reformations… Fortsetzung von S. 9 

„Das Salz muss 

nicht in der 

Mehrheit sein.“ 



Gabriele Brake-
busch MdL 

 

„Heute ist es 

wichtiger denn 

je, unsere 

christlichen 

Werte zu 

stärken und sie 

den Menschen zu 

vermitteln.“ 

c Was bedeutet für Sie 
das C in der CDU? 
 
Das C bedeutet mir per-
sönlich sehr viel und ich 
bin stets bemüht, meine 
Arbeit darauf auszurich-
ten. 
Das C steht für christli-
che Grundwerte, für Wer-
temaßstäbe, die in unse-
rer Gesellschaft und in 
unseren Entscheidungen 
unbedingt Beachtung fin-
den sollten und müssen. 
Unser Familienwappen 
zeigt in seiner Heraldik 
den brennenden Busch in 
dem Gott erschien und 
Moses die 10 Gebote ver-
kündete. 
Die Devise unter 
dem Wappen lautet: 
„In dem allem über-
winden wir weit“. 
Nach diesen Worten 
bin ich bestrebt in 
meiner Familie und 
in meiner politischen 
Arbeit zu leben und 
zu handeln. 
 
d Ist eine „Politik 
nach christlichem 
Maßstab“ in einer sä-
kularen staatlichen 
Ordnung überhaupt 
möglich? 
 
Ich denke ganz einfach 
ja. 
Angesichts der aktuellen 
gesellschaftlichen Situati-
on, dass Gewalt immer 
mehr um sich greift und 
Neid und Missgunst an 
der Tagesordnung ist, 
sollte gerade in unserer 
politischen Arbeit der 
christliche Maßstab ver-
stärkt angelegt werden, 
d.h. christliche Werte ver-
mittelt werden. Wir als 
Politiker sollten hier bes-
tes Beispiel und Vorbild 
sein und die 10 christli-
chen Gebote in unserem 
täglichen Leben und poli-
tischen Handeln einflie-
ßen lassen. Das C bedeu-
tet auch auf Menschen zu 
gehen, die Interessen der 
Schwachen, kranken und 

älteren Menschen, der 
Kinder und Familien zu 
vertreten, aber auch Feh-
ler zu verzeihen. 
 
e Wie lösen Sie persön-
lich mögliche Konflikte 
zwischen Ihren Glaubens- 
überzeugungen und For-
derungen, die an Sie als 
Politikerin herangetra- 
gen werden? 
Ich bin der Überzeugung, 

dass im politischen Ge-
schehen oftmals Kompro-
misse eingegangen wer-
den müssen, um zu einer 
tragbaren Lösung zu 
kommen. Allerdings gibt 
es auch Bereiche, wo ich 
meinerseits keine Kom-
promisse eingehe und 
nicht eingehen werde, 
wie unter anderem das 
Sonn- und Feiertagsge-
setz – Änderung der La-
denöffnungszeiten. 
Glaubensüberzeugung 
bedeutet für mich auch 
den uneingeschränkten 
Schutz und das Leben der 
Familie. 
Die Arbeit in meiner Par-
tei ist bei allen nötigen 
Überlegungen und man-
chen Kompromissen eine 
Arbeit als Christin in der 

Verantwortung vor Gott 
und so lange ich dies in 
meiner Partei tun kann, 
lässt sich meine Glau-
bensüberzeugung und 
die Forderungen in mei-
ner politischen Arbeit 
vereinbaren. 
 
f Sollte die CDU in Sach-
sen-Anhalt mit dem „C“ in 
ihrem Namen werben? 
 
Ja, wir sollten unbedingt 
mit dem „C“ in Sachsen-
Anhalt werben, weil ich 
der Überzeugung bin, 
dass ein christliches Mit-
einander viele Konflikte 
lösen kann. 
Es gibt zwar in Sachsen-

Anhalt nur noch ca. 
20 % der Bevölke-
rung, die einer 
christlichen Konfes-
sion angehören, 
dennoch unsere 
Wurzeln und unsere 
Geschichte basieren 
nun einmal auf jahr-
tausende alte Tradi-
tion oder Überliefe-
rung. Heute ist es 
wichtiger denn je 
unsere christlichen 
Werte zu stärken 
und sie den Men-
schen zu vermitteln. 
Ich sehe darin meine 

Aufgabe. 
 
g Wie würden Sie in we-
nigen Worten Ihr Verhält-
nis zur evangelischen  
Kirche beschreiben? 
 
Evangelische Kirche be-
deutet für mich, mein 
persönliches Leben und 
politischen Handeln nach 
den ethischen Begriffen 
der Kirche auszurichten 
und nach den Worten 
Gottes zu leben und zu 
handeln. 
Evangelische Kirche be-
deutet für mich aber 
auch Heimat und Familie. 

 

 

5 Fragen an: 
 

Gabriele 
Brakebusch 
 

Mitglied der CDU-
Fraktion im Landtag 
Sachsen-Anhalt 
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Dass ich Ihnen das Vater-
unser nicht näher brin-
gen muss, weiß ich natür-
lich. Dass aber die Le-
benswissenschaften dem 
Verzeihen gesundheitlich 
positive Aspekte abrin-
gen können, ist in den 
letzten Monaten durch 
viele Presseorgane ge-
gangen:  
 
Verzeihen senkt den Blut-
druck, lindert Rücken-
schmerzen sowie Depres-
sionen und macht sogar 
schlank, preisen die US-
F r a u e n - Z e i t s c h r i f t 
"Woman" oder die 
„Brigitte“. Man verweist 
auf die wissenschaftli-
c h e n  " V e r z e i h -
Studien" (nur als ein Bei-
spiel: Stanford Forgive-
ness Project mit ca. 260 
Teilnehmern). 
 
So wurde zum Beispiel 
festgestellt, dass 44 ü-

bergewichtige Ehefrauen, 
al lesamt vom Typ 
"Frustesser", abnahmen, 
nachdem sie gelernt hat-
ten, ihren Männer kleine 
Verfehlungen nachzuse-
hen. 70 Prozent der Pro-
banden gaben hinterher 
an, weniger Schmerzen 
zu haben. 27 Prozent lit-
ten seltener unter Rü-
cken- oder Kopfweh, 
Schwindel und Schlaflo-
sigkeit. Und 15 Prozent 
konnten besser mit 
Stress umgehen. 
 
Aber viele Menschen hät-
ten das Problem, dass sie 
nur schwer über ihren ei-
genen Schatten springen 
können. Für diese haben 
US-Forscher ein "Verzeih-
Training" entwickelt, das 
bereits erfolgreich getes-
tet wurde, so "Woman". 
Laut Robert D. Enright 
lässt sich das Verzeihen 
sogar erlernen. Der Wis-

senschafter rät, in vier 
Stufen vorzugehen. 
 
1. Führen Sie sich Übeltä-
ter und Vergehen vor Au-
gen! Ist es wirklich so 
schlimm, dass Sie dauer-
haft eingeschnappt sein 
dürfen? 
 
2. Könnte es nicht auch 
ein paar gute oder we-
nigstens nachvollziehba-
re Gründe für das Fehl-
verhalten geben? 
 
3. Geben Sie sich einen 
Ruck - und dem Übeltäter 
noch eine Chance! 
 
4. Sie haben Größe! Ge-
nießen Sie die harmoni-
sche Stimmung! 
 

Wolfgang Löw 

…... und vergib uns unsere Schuld 
wie wir vergeben unseren Schuldigern 

“Jeder von uns ist ein Engel mit nur einem Flügel und   
 wir können nur fliegen, wenn wir uns umarmen.” 
 

Luciano De Creszenco 
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Jauchzet, frohlocket! 
 
25. Dezember, 12.35 Uhr 
ZDF 
 
Das Weihnachtsoratorium von Johann 
Sebastian Bach mit Peter Schreier als 
Dirigent und Evangelist 
 
 
 
Musikszene 
 
25. Dezember, 15.05 Uhr 
Deutschlandfunk 
 
England‘s musikalische Weihnachts-
traditionen 

Die Päpstin 
 

25. Dezember, 18.30 Uhr 
Deutschlandradio Kultur 
 

Hörspiel in zwei Teilen nach Donna 
Woolfolk-Cross; 
Teil 2 am 26.12.205, 18.30 Uhr 
 
 
 
Die Weihnachtsansprache des Bun-
despräsidenten 
 
25. Dezember, 20.05 Uhr 
ARD 
 
 
 

Die Reise zum Königsstern - Pilger 
berichten 
 

26. Dezember, 8.40 Uhr 
NDR-Fernsehen 
 

Neue Aspekte der alten Weihnachts-
geschichte von der Erlösung der Welt 
 
 
 
Märchenhafte Weihnacht 
 
26. Dezember, 10.30 Uhr 
MDR-Fernsehen 
 
Die schönsten Märchen zum Fest 
 
 

Terminhinweise: gehaltvolles Medienprogramm zu Weihnachten 


